
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Universität
Akteure Studierendenvereinigung (z.B. VSS)
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Zumofen, Guillaume 2024. Ausgewählte
Beiträge zur Schweizer Politik: Universität, Studierendenvereinigung (z.B. VSS), 2002 -
2013. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Bildung, Kultur und Medien
1Bildung und Forschung

1Hochschulen

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
VSH Verein Schweizerischer Hochschulstudierendenschaften

SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
AES Association des étudiants des hautes écoles suisses

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Die Universität Basel machte zügig voran mit der Umsetzung der Bologna-Deklaration.
Nachdem schon auf das Wintersemester 2000/01 das dreistufige System (Bachelor,
Master, Doktorat) in den auf diesen Zeitpunkt neu eingerichteten Pflegewissenschaften
eingeführt worden war, erfolgte auf das Wintersemester 2002/03 erstmals an einer
Schweizer Universität die Umstellung in den gesamten Naturwissenschaften sowie im
Bereich Sport. 2003 soll „Bologna“ auf die wirtschaftswissenschaftliche, juristische und
geisteswissenschaftliche Fakultät ausgedehnt werden. Erleichtert wird die Umsetzung
in Basel durch eine überwiegend positive Einstellung der Studierenden gegenüber dem
Bologna-System. Der gesamtschweizerische „Verband der Schweizerischen
StudentInnenschaft“ (VSS) und die aus dem Dachverband ausgetretene Genfer
Studentenkonferenz äusserten demgegenüber nach wie vor grosse Vorbehalte gegen
„Bologna“, da sie in der vorgesehenen Strukturänderung die Gefahr einer Verschulung
der Studien und eine Beeinträchtigung der Chancengleichheit sehen. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die Studierendenorganisationen der beiden ETH und der Universität St. Gallen
schlossen sich Ende Jahr zum „Verein Schweizerischer
Hochschulstudierendenschaften“ (VSH) zusammen, um in der nationalen
Hochschulpolitik mitzuwirken. Der neue Verband will offen sein für analoge
Organisationen aus weiteren Universitäten und Fachhochschulen. Er tritt neben den
1920 gegründeten „Verband der Schweizerischen StudentInnenschaft“ (VSS), der an
sieben Universitäten und an der Zürcher Fachhochschule verankert ist. Der VSH
erklärte, er wolle keine Konkurrenz zum VSS sein. Differenzen zum traditionellen
Verband waren aber nicht zu übersehen. So sprach sich die neue Dachorganisation
deutlich für einen konstruktiven Dialog mit den Universitätsleitungen aus, während der
VSS seine Kritik an der Bologna-Studienreform aufrecht erhält. Die vom VSH
beabsichtigte Beschränkung auf Fragen des Studiums und der Studierenden
unterscheidet sich von der Praxis des VSS, die Grenze der Zuständigkeit weit zu ziehen
und sich auch zu Themen wie der Mutterschaftsversicherung (mit Blick auf studierende
Mütter) zu äussern. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.12.2002
MARIANNE BENTELI

Zu Beginn des Jahres setzte eine Debatte um die Erhöhung von Studiengebühren ein.
Der von economiesuisse und Avenir Suisse unterstützte Arbeitskreis Kapital und
Wirtschaft schlug vor, diese von 1300 auf 5000 Fr. pro Jahr anzuheben, Stipendien und
staatliche Darlehen sollten sicherstellen, dass alle, unabhängig von ihrer finanziellen
Situation, an einer Universität oder Fachhochschule studieren könnten; denn der zur
Zeit kostengünstige Studienzugang komme eher einer Subventionierung von besser
gestellten Schichten gleich. Mit den zusätzlichen Mitteln könnten die Universitäten rund
800 neue Professuren schaffen. Der Verband der Schweizer Studierendenschaften
sprach sich gegen eine Erhöhung der Studiengebühren aus, da so der Zugang zu den
Hochschulen für sozial schlechter gestellte Personen erschwert werde. Auch solle das
bisherige Stipendiensystem nicht durch ein System von zwingend rückzahlbaren
Darlehen ersetzt werden. Der Verband der schweizerischen
Hochschulstudierendenschaften, in dem die beiden ETH und die Universität St. Gallen
organisiert sind, begrüsste hingegen den Vorschlag. Der Leiter des Staatssekretariats für
Bildung und Forschung, Charles Kleiber, sprach sich für nach Einkommensverhältnissen
gestaffelten Studiengebühren bei gleichzeitiger Erhöhung von Stipendien und Darlehen
aus; armen Studierenden sollten die Gebühren vollständig erlassen werden.
Grundsätzlich hielt er eine Verdoppelung der Semesterbeiträge für sinnvoll. Der neue
Präsident des ETH-Rates, Alexander Zehnder, plädierte für höhere Studiengebühren vor
allem für Masterlehrgänge, wo sich die Hochschulen ihre Studierenden selber
aussuchen sollten. Eine Umfrage bei Studierenden ergab, dass diese eine Erhöhung bis
maximal 2000 Fr. für akzeptabel hielten. Auf den September hin erhöhten ETHZ und
EPFL ihre Studiengebühren um 5% von 1100 auf 1160 Fr. pro Jahr. 3

ANDERES
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Le Secrétariat d’Etat à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI) et son
président Mauro Dell’Ambrogio ont proposé une sélection qualitative des étudiants
étrangers à la place d’une hausse des taxes d’étude pour les étrangers. Cette
proposition a été saluée par l’Union des étudiant-e-s suisses (UNES) qui s’oppose à une
hausse des taxes d’étude. Le SEFRI ne veut pas parler de contingents. Au contraire, il a
expliqué que chaque université doit régler activement ce problème en fonction de ses
caractéristiques. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.12.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

1) NZZ, 5.4. und 15.4.02; Bund, 20.6.02.
2) Presse vom 17.12.02.
3) Presse vom 06.04.04; Presse vom 20.10.04; Presse vom 21.01.04; TA, 22.-30.1.04; LT, 24.3., 29.4. und 13.5.04; BaZ und
Bund, 15.5.04; BZ, 5.6.04; NZZ, 12.2. und 11.9. resp. 2.3.04.
4) TG, 09.12.13.
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